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Kameradschaftskassen der Freiwilligen Feuerwehren 
 

 

Sehr geehrter Herr Dr. Garg, 

 

mit Schreiben vom 02.12.2014 haben Sie uns gebeten, die folgenden Fragen zu prü-

fen: 

 

1.  Sind die Gelder der Kameradschaftskassen rechtlich den entsprechenden 

Gemeinden zuzurechnen oder sind die freiwilligen Feuerwehren als nichtrechts-

fähige Vereine zu verstehen und somit die Gelder den Mitgliedern der Feuer-

wehren zuzurechnen? 

2.  Vor diesem Hintergrund, wie ist die aktuelle Rechtslage in Schleswig-

Holstein? 

 

Dem kommen wir gerne nach und nehmen wie folgt Stellung: 

 

I.  Hintergrund der Fragestellung 

Die Landesregierung hatte im September 2014 den Entwurf eines Gesetzes zur Ände-

rung des Brandschutzgesetzes1 in den Landtag eingebracht (Drs. 18/2238). Hierzu 

legten die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW einen Ände-

                                                 
1
 Gesetz über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuerwehren (Brandschutzgesetz - BrSchG) vom 

10.02.1996, GVOBl. S. 200, zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.12.2014, GVOBl. S. 489. 
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rungsantrag als Umdruck 18/3510 vor, der die Einfügung der §§ 2a und 2b in das 

Brandschutzgesetz als Rechtsgrundlage für die Kameradschaftskassen der Gemein-

de- und Ortsfeuerwehren vorsah. Im Rahmen der Begründung des Änderungsantra-

ges wurde ausgeführt, dass es sich bei den Kameradschaftskassen der freiwilligen 

Feuerwehren um gemeindliche Sondervermögen nach § 97 der Gemeindeordnung 

(GO)2 handele (Umdruck 18/3510, S. 5). Dieser Änderungsantrag wurde im Verlauf 

der Ausschussberatungen zurückgezogen. Von Seiten der Regierungsfraktionen wird 

allerdings weiterhin „dringender rechtlicher Handlungsbedarf“ gesehen. Eine Lösung 

soll mit dem Landesfeuerwehrverband und unter Einbindung seiner Mitgliedsorganisa-

tionen erarbeitet werden (vgl. zu Protokoll gegebene Rede der Abgeordneten Rau-

dies, Plenarprotokoll 18/77 vom 12.12.2014, S. 6455). 

 

II.  Rechtliche Einordnung der Kameradschaftskassen 

Gemäß § 5 Abs. 1 BrSchG gehören die freiwilligen Feuerwehren zu den öffentlichen 

Feuerwehren, wobei freiwillige Feuerwehren Gemeindefeuerwehren und Ortsfeuer-

wehren sind (§ 8 Abs. 1 BrSchG). Die öffentlichen Feuerwehren sind gemeindliche 

Einrichtungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit (§ 5 Abs. 2 BrSchG). Die freiwillige 

Feuerwehr gibt sich gem. § 8 Abs. 4 Satz 1 BrSchG eine Satzung, in der sie die Rech-

te und Pflichten ihrer Mitglieder sowie die Ahndung von Pflichtverstößen durch Ord-

nungsmaßnahmen regelt. Ausdrückliche Regelungen zu Kameradschaftskassen der 

freiwilligen Feuerwehren enthält das geltende Brandschutzgesetz nicht. 

 

Allerdings sehen die als Anlagen zum Erlass des Innenministeriums vom 13.01.2009 

(IV 336 - 166.031.1)3 bekannt gegebenen Mustersatzungen für die freiwilligen Feuer-

wehren Regelungen zu Kameradschaftskassen vor. Gemäß § 42 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG 

darf von den vom Innenministerium erlassenen Mustersatzungen nur mit Zustimmung 

der Innenministerin oder des Innenministers abgewichen werden. § 15 der Mustersat-

zung für eine Gemeindefeuerwehr ohne Ortsfeuerwehren (Anlage 3 zum Erlass vom 

13.01.2009)4 zur Kameradschaftskasse lautet: 

„(1) In der Feuerwehr wird zur Pflege der Kameradschaft eine Kameradschaftskasse 

eingerichtet, die von der Kassenführung im Rahmen der Beschlüsse der Mitgliederver-

                                                 
2
 Gemeindeordnung in der Fassung vom 28.02.2003, GVOBl. S. 57, zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes 

vom 10.12.2014, GVOBl. S. 473. 
3
 ABl. 2009, S. 139 ff. 

4
 Entsprechende Regelungen in § 8a der Mustersatzung für eine Gemeindefeuerwehr mit Ortsfeuerwehren (Anla-

ge 4 zum Erlass vom 13.01.2009) und § 15 der Mustersatzung für eine Ortsfeuerwehr (Anlage 5 zum Erlass vom 
13.01.2009). 
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sammlung geführt wird. Ihre Einnahmen bestehen insbesondere aus Schenkungen und 

anderen Zuwendungen.  

(2) Die Kameradschaftskasse ist jährlich durch zwei Rechnungsprüferinnen oder Rech-

nungsprüfer zu prüfen, die von der Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte für das lau-

fende Kalenderjahr gewählt werden.  

(3) Die Jahresrechnung ist durch die Kassenführung aufzustellen und der Mitgliederver-

sammlung vorzulegen, die dem Wehrvorstand auf Antrag der Rechnungsprüferinnen 

oder der Rechnungsprüfer die Entlastung erteilt.“ 

 

Vor diesem Hintergrund sind die hier in Frage stehenden Kameradschaftskassen zu-

nächst zu trennen vom Vereinsvermögen eingetragener (Förder)-Vereine freiwilliger 

Feuerwehren i. S. d. §§ 21 ff. BGB, deren Kasse als „Kameradschaftskasse“ genutzt 

wird.5 In diesen Fällen ist das Vereinsvermögen eindeutig dem Verein selbst und nicht 

etwa der Gemeinde, deren Feuerwehrmitglieder diesen Verein gegründet haben, zu-

zurechnen. 

 

Dabei handelt es sich aber nicht um den Fall, der durch den Änderungsantrag der 

Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW geregelt werden sollte. Viel-

mehr bezogen sich die vorgeschlagenen Regelungen auf Kameradschaftskassen, „die 

im Rahmen der Beschlüsse der Mitgliederversammlung von Mitgliedern der freiwilli-

gen Feuerwehren selbst geführt werden“ (Umdruck 18/3510, S. 5), also die in den 

Mustersatzungen der freiwilligen Feuerwehren vorgesehenen Kameradschaftskassen. 

 

Mangels Rechtsfähigkeit können freiwillige Feuerwehren kein eigenes Konto bei ei-

nem Kreditinstitut einrichten (vgl. auch Schäfer/Schäfer, in: LKV 2007, S. 15, 16). Aus 

diesem Grund können sich in dieser Konstellation in der Praxis vielfältige rechtliche 

Anschlussprobleme von der Frage der Verantwortlichkeit derjenigen Personen, die 

diese Kasse führen, bis zu Fragen des Steuerrechts ergeben. 

 

Zur Rechtsnatur entsprechender Kameradschaftskassen bestehen unterschiedliche 

Auffassungen. Diskutiert werden danach insbesondere die Einstufung als Kasse eines 

nichtrechtsfähigen Vereins gem. § 54 BGB, einer BGB-Gesellschaft gem. § 705 BGB 

oder als gemeindliches Sondervermögen gem. § 97 GO (vgl. hierzu Mücke, Brand-

                                                 
5
 Beispiel: „Kameradschaftskasse der Feuerwehr Hamburg e.V.“, im Internet auffindbar unter: 

http://www.kameradschaftskasse.de. Aufgaben dieses Vereins sind nach § 2 seiner Satzung die soziale Unterstüt-
zung der Mitglieder, den in wirtschaftliche Not geratenen Mitgliedern auf Antrag Unterstützung zu gewähren und 
die Förderung und Unterstützung von gemeinschaftlich getragenen Einrichtungen der Feuerwehr und ihrer Dienst-
stellen sowie der Pflege der Kameradschaft der Mitglieder. 

http://www.kameradschaftskasse.de/
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schutzgesetz Schleswig-Holstein, in: Praxis der Kommunalverwaltung, § 8 Anm. 5.1; 

Schäfer/Schäfer, in: LKV 2007, S. 15, 16). 

 

1.  Freiwillige Feuerwehren in Bezug auf Kameradschaftskassen nichtrechtsfä-

hige Vereine? 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem eine freiwillige Feuerwehr einer nordrhein-

westfälischen Trägergemeinde betreffenden Urteil vom 18.12.1996 (Az.: I R 16/96) 

angenommen, dass es sich bei der (nach damaligem nordrhein-westfälischen Landes-

recht geregelten) freiwilligen Feuerwehr zwar um eine öffentliche Feuerwehr und eine 

Einrichtung der Gemeinde handele. Neben diesem Gebilde mit öffentlich-rechtlichem 

Charakter könne aber ein Verein bestehen. Dabei wurde auf § 16 des Gesetzes über 

den Feuerschutz und die Hilfeleistung bei Unglücksfällen und öffentlichen Notständen 

(FSHG) vom 25.02.1975 (GVBl. NW S. 182) abgestellt, der regelte, dass die gemein-

nützigen Verbände der Angehörigen der Feuerwehren (Feuerwehrverbände) ihre Mit-

glieder betreuen, die Kameradschaft innerhalb der Feuerwehren sowie die Tradition 

der Feuerwehren pflegen, die Ausbildung fördern und bei der Brandschutzerziehung 

und Brandschutzaufklärung mitwirken. Daher könne ein Verein angenommen werden, 

wenn sich die Angehörigen der freiwilligen Feuerwehren einer organisierten Willens-

bildung unterwerfen und sich zu einem gemeinnützigen Zweck freiwillig zusammen-

schlössen, der über ihre in § 9 FSHG NW geregelten Dienstpflichten und damit über 

die gesetzlichen Aufgaben der freiwilligen Feuerwehr hinausgehe (BFH, aaO., RN 13 

f. – zit. nach juris). Zu diesen Dienstpflichten zählte die Kameradschaftspflege, die den 

Feuerwehrverbänden zugeordnet war, ausdrücklich nicht (BFH, aaO., RN 17 – zit. 

nach juris). Außerdem fehlte es in Nordrhein-Westfalen an einer dem § 18 des Feuer-

wehrgesetzes des Landes Baden-Württemberg6 entsprechenden Vorschrift, nach der 

für die Kameradschaftspflege und die Durchführung von Veranstaltungen der Freiwilli-

                                                 
6
 § 18 (Sondervermögen für die Kameradschaftspflege) des baden-württembergischen Feuerwehrgesetz (FwG) in 

der Fassung vom 02.03.2010, GBl. S. 333, lautet: 
„(1) Die Gemeinden können durch Satzung für die Gemeindefeuerwehr, für deren Einsatzabteilungen und für die 
Jugendfeuerwehr Sondervermögen für die Kameradschaftspflege und die Durchführung von Veranstaltungen bil-
den. Die Vorschriften über die Gemeindewirtschaft sind auf die Sondervermögen nicht anzuwenden. 
(2) Für jedes Sondervermögen wird (1.) vom Feuerwehrausschuss oder vom Abteilungsausschuss mit Zustimmung 
des Bürgermeisters ein Wirtschaftsplan aufgestellt, der alle im Haushaltsjahr für die Erfüllung der Aufgaben des 
Sondervermögens voraussichtlich eingehenden Einnahmen und zu leistenden Ausgaben enthält, (2.) eine Sonder-
kasse eingerichtet und (3.) eine Sonderrechnung geführt. 
(3) Über die Verwendung der Mittel des Sondervermögens entscheidet der Feuerwehrausschuss oder der Abtei-
lungsausschuss. Zur Ausführung des Wirtschaftsplans kann der Feuerwehrkommandant oder der Abteilungskom-
mandant Erklärungen abgeben, durch welche die Gemeinde verpflichtet werden kann; er handelt insoweit in Ver-
tretung des Bürgermeisters. Wird eine Veranstaltung nach Maßgabe des Wirtschaftsplans über das Sondervermö-
gen abgewickelt, ist die Gemeinde Veranstalter. 
(4) Das Nähere über (1.) den Inhalt und die Ausführung des Wirtschaftsplans, (2.) die Führung und Beaufsichti-
gung der Sonderkasse und (3.) die Führung der Sonderrechnung wird durch Satzung geregelt.“ 
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gen Feuerwehr ein Sondervermögen gebildet werden kann (BFH, aaO., RN 23 – zit. 

nach juris; zum gleichen Ergebnis kam für die Rechtslage in Bayern das FG München 

in einem Urteil vom 26.07.2005, Az.: 6 K 3759/04, RN 12 ff. – zit. nach juris; zustim-

mend Reichert, Vereins- und Verbandsrecht, 11. Aufl. 2007, RN 4643). 

 

Anders hat das Finanzgericht Hamburg mit Urteil vom 31.01.2014 (Az.: 5 K 122/11) 

für die Rechtslage in Hamburg entschieden. Dabei wurde maßgeblich darauf abge-

stellt, dass nach den entscheidungsrelevanten Hamburger Vorschriften die Kamerad-

schaftspflege zu den Aufgaben der freiwilligen Feuerwehren gehört und dass zudem 

aufgrund des geltenden Rechts Kameradschaftskassen einzurichten sind 

(FG Hamburg, aaO., RN 41 – zit. nach juris). Der Kameradschaftspflege komme im 

Gefüge der freiwilligen Feuerwehren sogar eine „besondere, tragende Bedeutung zu“. 

Denn während sich die Angehörigen der Berufsfeuerwehren schon aufgrund der tägli-

chen gemeinsamen Dienstzeiten und damit verbundenen Einsätzen kennen würden, 

hätten Mitglieder der freiwilligen Feuerwehren ein anderes berufliches und privates 

Umfeld. Um den ihnen auferlegten ehrenamtlichen Aufgaben zur Hilfeleistung bei 

Bränden und Unglücksfällen gerecht werden zu können, sei hier eine besondere Ka-

meradschaft erforderlich, die nicht nur im Rahmen von Einsätzen oder durch Übun-

gen, sondern auch bei anderen Gelegenheiten gepflegt werden müsse (FG Hamburg, 

aaO., RN 36 – zit. nach juris). Daher liege kein körperschaftssteuerpflichtiger Verein 

vor, vielmehr sei „letztlich die Freie und Hansestadt Hamburg über das landesrechtli-

che Sondervermögen ‚Kameradschaftskasse‘ Veranstalter der streitigen Osterfeuer 

gewesen“ (FG Hamburg, aaO., RN 43 – zit. nach juris). 

 

Auch für Schleswig-Holstein ist darauf hinzuweisen, dass sich die hier geltenden 

Rechtsvorschriften von der dem Urteil des Bundesfinanzhofs zugrunde liegenden 

Rechtslage unterscheiden. Die Aufgaben der Feuerwehren bestehen gem. § 6 Abs. 2 

BrSchG nicht nur im abwehrenden Brandschutz, technischer Hilfe und der Mitwirkung 

im Katastrophenschutz, sondern auch in der Mitwirkung bei der Brandschutzerziehung 

und Brandschutzaufklärung. Zudem können gem. § 6 Abs. 4 BrSchG außerhalb des 

Anwendungsbereichs des Brandschutzgesetzes durch Entscheidung der Gemeinde-

vertretung zusätzliche freiwillige Aufgaben auf die Feuerwehren übertragen werden. 

Auch die Feuerwehrverbände in ihrer Ausprägung als Kreis- und Stadtfeuerwehrver-

bände sind als Körperschaften des öffentlichen Rechts öffentlich-rechtlich organisiert 

(§ 13 Abs. 1 BrSchG). § 13 Abs. 3 Nr. 6 BrSchG bestimmt insofern ausdrücklich, dass 

es zu den Aufgaben dieser Feuerwehrverbände gehört, die Kameradschaft und Tradi-
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tion der freiwilligen Feuerwehren zu pflegen. Hierin kommt zum Ausdruck, dass die 

Kameradschaftspflege den öffentlichen Aufgaben im Bereich des Brandschutzes zu-

geordnet wird7, auch wenn dies nicht ausdrücklich für die freiwilligen Feuerwehren 

selbst geregelt wird. Das Brandschutzgesetz setzt das Bestehen privater Verbände 

neben den gemeindlichen Einrichtungen „Freiwillige Feuerwehr“ – im Gegensatz zu 

der dem Urteil des Bundesfinanzhofs von 1996 zugrunde liegenden Rechtslage in 

Nordrhein-Westfalen – also gerade nicht voraus. Ist die Kameradschaftskasse – wie 

dies ganz überwiegend, wenn nicht sogar ausschließlich8, der Fall sein dürfte – ent-

sprechend den vom Innenministerium herausgegebenen Mustersatzungen in der Sat-

zung der freiwilligen Feuerwehr geregelt, so handelt es sich auch um eine öffentlich-

rechtliche Rechtsgrundlage dieser Kameradschaftskasse. Denn die Satzung wird von 

der Mitgliederversammlung als Organ der freiwilligen Feuerwehr beschlossen (§ 8 

Abs. 4 Satz 1, § 10 Abs. 3, § 10 Abs. 1 Nr. 1 BrSchG).9 Die Einrichtung einer Kame-

radschaftskasse steht also „nicht zur Disposition einer wie immer privatrechtlich orga-

nisierten Kameradschaft“ (Schäfer/Schäfer, in: LKV 2007, S. 15, 17). Dies wird auch 

dadurch bestätigt, dass § 10 Abs. 4 BrSchG anordnet, dass dem Wehrvorstand einer 

freiwilligen Feuerwehr u. a. die Kassenverwaltung (Kassenwartin oder Kassenwart) 

angehören muss. Das Gesetz setzt also das Bestehen einer von der gemeindlichen 

Einrichtung „Freiwillige Feuerwehr“ selbst zu verwaltenden Kasse voraus. 

 

Die Rechtslage in Schleswig-Holstein unterscheidet sich daher in einigen erheblichen 

Punkten von derjenigen Rechtslage in Nordrhein-Westfalen, die dem Urteil des Bun-

desfinanzhofs von 1996 zugrunde lag. Die vorgenannten Gründe sprechen daher da-

gegen, die freiwilligen Feuerwehren in Schleswig-Holstein in Bezug auf die Kamerad-

schaftspflege als nichtrechtsfähige Vereine einzuordnen. 

 

                                                 
7
 Anders dagegen die Rechtslage in Nordrhein-Westfalen, wo gem. § 16 des Gesetzes über den Feuerschutz und 

die Hilfeleistung (FSHG) vom 10.02.1998, GV. NRW. S. 122, zuletzt geändert durch Art. 9 des Gesetzes vom 
23.10.2012, GV. NRW. S. 474, die gemeinnützigen Verbände der Angehörigen der Feuerwehren (Feuerwehrver-
bände) ihre Mitglieder betreuen, die Kameradschaft innerhalb der Feuerwehren sowie die Tradition der Feuerweh-
ren pflegen, die Ausbildung fördern und bei der Brandschutzerziehung und Brandschutzaufklärung mitwirken (Her-
vorhebung durch Verf’in). 
8
 Denn – worauf bereits hingewiesen wurde – von den vom Innenministerium erlassenen Mustersatzungen darf 

gemäß § 42 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG nur mit Zustimmung der Innenministerin oder des Innenministers abgewichen 
werden. 
9
 Dahingestellt bleiben kann in diesem Zusammenhang, ob die Satzungen der Feuerwehren im Rechtssinne zu 

Recht als Satzung bezeichnet werden, da sie nicht von den Gemeinden selbst erlassen werden, vgl. hierzu Schä-
fer/Schäfer, in: LKV 2007, S. 15. 
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2.  Freiwillige Feuerwehren in Bezug auf Kameradschaftskassen als Gesell-

schaften bürgerlichen Rechts? 

Aus den gleichen Gründen kann mangels rechtlicher Anhaltspunkte dafür, dass in 

Schleswig-Holstein die aufgrund der jeweiligen Satzungen der freiwilligen Feuerweh-

ren bestehenden Kameradschaftskassen zivilrechtlich ausgestaltet sein könnten, auch 

nicht das Bestehen von Gesellschaften bürgerlichen Rechts angenommen werden. 

 

3.  Gemeindliches Sondervermögen 

Wie bereits zu II.1 ausgeführt wurde, sind die öffentlichen Feuerwehren gem. § 5 

Abs. 2 BrSchG gemeindliche Einrichtungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit und 

damit öffentlich-rechtlich ausgestaltet und den Gemeinden zuzuordnen. Soweit daher 

keine gegenteiligen Anhaltspunkte vorliegen, sind damit auch die Kameradschafts-

kassen der freiwilligen Feuerwehren in Schleswig-Holstein der gemeindlichen Einrich-

tung und damit der jeweiligen Gemeinde selbst zuzuordnen. Dabei ist zudem zu be-

rücksichtigen, dass das Brandschutzgesetz voraussetzt, dass die Kameradschafts-

kassen von den freiwilligen Feuerwehren selbst bewirtschaftet werden. Denn § 10 

Abs. 4 BrSchG ordnet an, dass dem Wehrvorstand einer freiwilligen Feuerwehr u. a. 

die Kassenverwaltung (Kassenwartin oder Kassenwart) angehören muss, was nur 

beim Bestehen einer von der gemeindlichen Einrichtung „Freiwillige Feuerwehr“ selbst 

zu verwaltenden Kasse sinnhaft ist. Dies spricht für das Vorliegen eines gemeindli-

chen Sondervermögens. 

 

Festzustellen ist jedoch auch, dass Rechtsvorschriften, die die Kameradschaftskassen 

der freiwilligen Feuerwehren entsprechend der dargestellten Rechtslage in Baden-

Württemberg ausdrücklich als gemeindliches Sondervermögen einstufen, nicht vor-

handen sind. 

 

Die Gemeindeordnung trifft Regelungen für Sondervermögen in § 97. Grundsätzlich 

sind Sondervermögen Mittel, die für bestimmte Zwecke vom Haushalt der Gemeinde 

abgesondert oder von einem Dritten an die Gemeinde übereignet worden sind (Ziert-

mann, in: Rentsch/Ziertmann, Gemeindeverfassungsrecht Schleswig-Holstein, 2008, 

§ 97 GO RN 1). Ein Sondervermögen in diesem Sinne ist Bestandteil des Gemeinde-

vermögens (von Scheliha/Sprenger, in: Bülow/Erps/Schliesky/von Allwörden, Kommu-

nalverfassungsrecht Schleswig-Holstein, § 97 GO RN 1). Daher könnte gegen das 

Vorliegen eines Sondervermögens sprechen, dass in den Mustersatzungen für eine 

Gemeindefeuerwehr ohne Ortsfeuerwehren/für eine Ortsfeuerwehr davon die Rede 
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ist, dass im Falle der Auflösung der Feuerwehr „das Vermögen der Feuerwehr“ an die 

Gemeinde fällt. Gleichzeitig wird bestimmt, dass das Vermögen von der Gemeinde für 

eine neu zu errichtende freiwillige Feuerwehr oder für andere Zwecke des Feuer-

wehrwesens zu verwenden ist (vgl. § 17 Abs. 3 der Mustersatzungen, ABl. 2009, 

S. 139 ff.). Dabei ist jedoch daran zu erinnern, dass die freiwilligen Feuerwehren 

selbst gemeindliche Einrichtungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit sind, so dass es 

sich beim „Vermögen der Feuerwehr“ ohnehin um Vermögen der Gemeinde handelt, 

ohne dass dies besonders zum Ausdruck gebracht werden müsste (vgl. für die 

Rechtslage in Mecklenburg-Vorpommern Schäfer/Schäfer, in: LKV 2007, S. 15, 18). 

 

Gemeindliches Sondervermögen i. S. d. § 97 GO besteht im Zusammenhang mit wirt-

schaftlichen Unternehmen ohne Rechtspersönlichkeit und öffentlichen Einrichtungen, 

für die aufgrund gesetzlicher Vorschriften Sonderrechnungen geführt werden (§ 97 

Abs. 1 Satz 1 GO). § 97 GO bestimmt nicht, was unter wirtschaftlichen Unternehmen 

ohne Rechtspersönlichkeit und öffentlichen Einrichtungen, für die aufgrund gesetzli-

cher Vorschriften Sonderrechnungen geführt werden, zu verstehen ist; ihr Vorhanden-

sein wird vielmehr vorausgesetzt (von Scheliha/Sprenger, in: Bülow/Erps/Schliesky/ 

von Allwörden, Kommunalverfassungsrecht Schleswig-Holstein, § 97 GO RN 1). 

 

Da es sich bei den freiwilligen Feuerwehren jedenfalls nicht um wirtschaftliche Unter-

nehmen handelt, könnten diese nur unter den Begriff der „öffentlichen Einrichtungen, 

für die aufgrund gesetzlicher Vorschriften Sonderrechnungen geführt werden“ zu fas-

sen sein. Hierunter fallen jedenfalls nichtrechtsfähige öffentliche Stiftungen (§ 96 

Abs. 1 GO) sowie Vermögen, das die Gemeinde treuhänderisch zu verwalten hat 

(§ 98 Abs. 1 GO; von Scheliha/Sprenger, in: Bülow/Erps/Schliesky/von Allwörden, 

Kommunalverfassungsrecht Schleswig-Holstein, § 97 GO RN 2). Ferner werden ge-

meindliche Einrichtungen i. S. d. § 101 Abs. 4 GO hierunter gefasst. Danach gelten 

u. a. nicht als wirtschaftliche Unternehmen Einrichtungen des Bildungs-, Gesundheits- 

und Sozialwesens, der Kultur, des Sports, der Erholung, der Abfallentsorgung und 

Abwasserbeseitigung sowie Einrichtungen ähnlicher Art (§ 101 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 

GO). Die Gemeinden können diese Einrichtungen ganz oder teilweise nach den Vor-

schriften der Eigenbetriebsverordnung vom 15.08.2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 404) füh-

ren. In diesem Fall ist § 97 Abs. 1 GO entsprechend anzuwenden. Keiner dieser aus-

drücklich geregelten Tatbestände des Vorliegens von Sondervermögen passt zur Si-

tuation der freiwilligen Feuerwehren. 
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Gleichwohl ist festzustellen, dass – wie bereits oben ausgeführt wurde – das Brand-

schutzgesetz die Existenz einer separaten Kasse der freiwilligen Feuerwehren vor-

aussetzt, indem die Regelung der Kassenverwaltung durch Satzung in § 10 Abs. 4 

Satz 1 i. V. m. § 8 Abs. 4 Satz 1 BrSchG angeordnet wird (hierauf wurde auch im zu-

rückgezogenen Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN und SSW abgestellt, vgl. Umdruck 18/3510, S. 5). Faktisch und in Übereinstim-

mung mit dem Brandschutzgesetz sowie den auf dessen Grundlage erlassenen Sat-

zungen der freiwilligen Feuerwehren existieren daher Kassen, die zwar der jeweiligen 

Gemeinde, deren Einrichtungen ohne eigene Rechtspersönlichkeit (§ 5 Abs. 2 

BrSchG) die freiwilligen Feuerwehren sind, zuzuordnen sind, die aber für bestimmte 

Zwecke – nämlich insbesondere der Kameradschaftspflege – vom Haushalt der Ge-

meinde abgesondert werden. Wenn man diese Regelungen als Vorschriften i. S. d. 

§ 97 Abs. 1 Satz 1 GO einordnet, aufgrund derer in einer gemeindlichen Einrichtung 

Sonderrechnungen geführt werden, so handelt es sich bei den Kameradschaftskassen 

der freiwilligen Feuerwehren um gemeindliches Sondervermögen i. S. d. § 97 GO. 

 

Letztlich kann dies aber dahingestellt bleiben. Denn selbst wenn man die Kamerad-

schaftskassen nicht den „sonstigen Sondervermögen“ i. S. d. § 97 GO zuordnet, trifft 

auf die Kameradschaftskassen der freiwilligen Feuerwehren aber zumindest die oben 

genannte allgemeine Definition des Begriffs „Sondervermögen“10 zu. Daher wird man 

zumindest vom Vorliegen gemeindlichen Sondervermögens eigener Art sprechen 

müssen. Entsprechend wurden auch die Kameradschaftskassen der freiwilligen Feu-

erwehren in Mecklenburg-Vorpommern bei vergleichbarer Rechtslage als „öffentlich-

rechtliches kommunales Sondervermögen eigener Art“ eingeordnet (AG Bergen (Rü-

gen), Beschluss vom 08.06.2012, Az.: 24 C 20/12; LG Stralsund, Urteil vom 

07.04.2011, Az.: 6 O 383/10 – zit. nach juris; zur Vergleichbarkeit der Rechtslage in 

Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein vgl. Schäfer, in: KommJur 2013, 

S. 128, 129 f.). Angesichts der klaren öffentlich-rechtlichen gesetzlichen Ausgestal-

tung der freiwilligen Feuerwehren und der Aufgabe der Kameradschaftspflege in 

Schleswig-Holstein ist diese Auffassung jedenfalls vorzugswürdig gegenüber einer 

privatrechtlichen Einordnung. 

 

Soweit ersichtlich, hat eine Klärung dieser Frage durch die Rechtsprechung für 

Schleswig-Holstein bisher allerdings nicht stattgefunden. Angesichts der in den vorge-

                                                 
10

 „Mittel, die für bestimmte Zwecke vom Haushalt der Gemeinde abgesondert oder von einem Dritten an die Ge-
meinde übereignet worden sind“ (Ziertmann, in: Rentsch/Ziertmann, Gemeindeverfassungsrecht Schleswig-
Holstein, 2008, § 97 GO RN 1). 
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henden Ausführungen aufgezeigten Auslegungsspielräume kann Rechtsklarheit daher 

letztlich nur durch eine ausdrückliche gesetzliche Regelung geschaffen werden.  

 

III.  Rechtslage in Schleswig-Holstein 

Wie vorgehend näher ausgeführt wurde, dürften die satzungsmäßigen Kamerad-

schaftskassen der freiwilligen Feuerwehren in Schleswig-Holstein im Ergebnis als 

gemeindliches Sondervermögen i. S. d. § 97 GO bzw. eigener Art einzustufen sein. 

Anders als beispielsweise in Baden-Württemberg ist eine ausdrückliche gesetzliche 

Regelung hierzu allerdings nicht vorhanden. Um in dieser Frage letzte Rechtssicher-

heit herzustellen, müsste daher eine entsprechende Regelung in das Brandschutzge-

setz eingefügt werden.11 

 

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gern zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Für den Wissenschaftlichen Dienst  

 

gez. Dr. Sonja Riedinger 

 

                                                 
11

 Dabei sollte auch der Frage nachgegangen werden, ob Übergangsregelungen oder -fristen erforderlich sind. 
Dies wäre insbesondere in Erwägung zu ziehen, falls satzungsmäßige Kameradschaftskassen – aus welchen 
Gründen auch immer – im Einzelfall bisher faktisch nicht als gemeindliches Sondervermögen behandelt worden 
sind. Da sich die Praxis der Führung der Kameradschaftskassen in den einzelnen freiwilligen Feuerwehren unserer 
Kenntnis entzieht, wäre diese Frage in Abstimmung mit dem Landesfeuerwehrverband und seinen Mitgliedsver-
bänden zu klären. 


